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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr -

Tagesordnung I Punkt 13 der öffentlichen Sitzung am 02.05.2007 

Vorlage Nr. 07-F-25-0027

Sachstand zur geänderten Gesetzeslage des Baugesetzbuches
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP vom 14.02.2007 -

Der Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,

zu berichten

1. inwieweit es, aufgrund der neuen Gesetzeslage des Baugesetzbuches möglich ist, mit 
verringertem zeitlichen, personellem und finanziellen Aufwand Bebauungspläne 
aufzustellen.

2. welche Chancen sich dadurch für eine nachhaltige, bürgerfreundliche Stadtentwicklung 
im Bestand ergeben.

3. welche Gefahren andererseits durch die Abschwächung des §34 für die Stadtentwicklung 
bestehen.

Beschluss Nr. 0078
 
1. Der mündliche Bericht von Herrn Metz wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Magistrat wird gebeten, den Fraktionen den Vortrag in digitaler Form zur Verfügung zu 
stellen.

  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .05.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Kessler
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .05.2007
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Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .05.2007
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Dezernat IV
mit der Bitte um weitere Veranlassung Diehl

Oberbürgermeister
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